
Zeitschrift: Gewerkschaftliche Rundschau : Vierteljahresschrift des
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes

Herausgeber: Schweizerischer Gewerkschaftsbund

Band: 56 (1964)

Heft: 12

Artikel: Anhang : Europäische Sozialcharta

Autor: [s.n.]

DOI: https://doi.org/10.5169/seals-354156

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veröffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanälen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
qu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 17.08.2025

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-354156
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en


Das Urteil zeigt auch erneut die schon bei früheren Urteilen des BAG zu
beobachtende Erscheinung, daß rechts- und sozialstaatliche Grundsätze, zu denen
es sich in den theoretischen Grundsatzerwägungen bekennt, bei der Entscheidung
des Falles dann nicht beachtet werden Das alles erhöht nicht die Ueberzeu-
gungskraft solcher Entscheidungen. Es ist zu hoffen, daß das BAG auf Grund
der Erkenntnisse der Konsequenzen selbst die Unhaltbarkeit seiner Rechtsprechung

zur Aussperrung einsehen wird.

Ich war und bin auf Grund von Erkenntnissen und Erfahrungen,
erworben in jahrzehntelanger Tätigkeit für den arbeitenden
Menschen, der Auffassung, daß die in der Hessischen Verfassung von 1946
verankerten Grundsätze zum Ausbau und zur Festigung der Demokratie

und zur Fortentwicklung unseres sozialen Rechtsstaates
entscheidend beitragen werden.

Diese Grundsätze besagen: «Das Streikrecht wird anerkannt, wenn
die Gewerkschaften den Streik erklären. Die Aussperrung ist
rechtswidrig.»

Willi Richter, Frankfurt a. M.

ANHANG

Europäische Sozialcharta
Auszug:

In der vom Ministerausschuß am 7. Juli 1961 angenommenen und
am 18. Oktober 1961 von den bevollmächtigten Vertretern des
Europarates unterzeichneten Europäischen Sozialcharta wird in Artikel

6 das Recht auf Kollektiwerhandlungen behandelt.

Art. 6: Das Recht auf KoUektiwerhandlungen

Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf KoUektiwerhandlungen
zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien:

1. gemeinsame Beratungen zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern

zu fördern;
2. Verfahren für freiwillige Verhandlungen zwischen Arbeitgebern

oder Arbeitgeberorganisationen einerseits und Arbeitnehmerorganisationen

anderseits zu fördern, soweit dies notwendig
und geeignet ist, mit dem Ziele, die Beschäftigungsbedingungen
durch Gesamtarbeitsverträge zu regeln;

3. die Einrichtung und die Anwendung geeigneter Verfahren für
Vermittlung und freiwiUige Schlichtung zur Beilegung von
Arbeitsstreitigkeiten zu fördern;
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und anerkennen

4. das Recht der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber auf kollektive

Maßnahmen im Falle von Interessenkonflikten einschließlich
des Streikrechts, vorbehaltlich der Verpflichtungen, die

sich aus den in Kraft stehenden Gesamtarbeitsverträgen ergeben
können.

Im Anhang zur Sozialcharta heißt es:

Art. 6, Abs. 4

Es ist davon auszugehen, daß jede Vertragspartei, soweit es für
sie in Betracht kommt, die Ausübung des Streikrechts durch Gesetz
regeln kann, vorausgesetzt, daß jede etwaige weitere Einschränkung
dieses Rechtes auf Grund der Bestimmungen von Artikel 31 gerechtfertigt

werden kann.

Während Artikel 31 der Sozialcharta besagt:

Art. 31: Einschränkungen

1. Die im Teil I niedergelegten Rechte und Grundsätze dürfen
nach ihrer endgültigen Verwirklichung ebenso wie ihre im
Teil II vorgesehene wirksame Ausübung anderen als die in
diesen Teilen vorgesehenen Einschränkungen oder Begrenzungen

nur unterliegen, wenn diese gesetzHch vorgeschrieben und
in einer demokratischen Gesellschaft zum Schutze der Rechte
und Freiheiten anderer oder zum Schutz der öffentlichen
Ordnung, der Staatssicherheit, der öffentlichen Gesundheit und der
Sittlichkeit notwendig sind.

2. Von den nach dieser Charta zulässigen Einschränkungen der
darin niedergelegten Rechte und Verpflichtungen darf für keinen

anderen Zweck Gebrauch gemacht werden, als für den sie
vorgeschrieben sind.
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